Meldung von Nebeneinnahmen

(§ 53 LBG, § 15 NtV, § 19 HNtV)

Name, Vorname:      
	Amtsbezeichnung:         
	Dienststelle:      


Ich habe im Kalenderjahr:      
 FORMCHECKBOX 

folgende genehmigungspflichtige und/oder nach § 51 Abs. 1 Nrn. 2, 3 oder 4b LBG nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst (§ 3 NtV) gegen Vergütung ausgeübt:

	Lfd.

Nr.
	Art der Nebentätigkeit
	Dauer

von -bis
	zeitl. Umfang pro Woche
	Auftraggeber
	Vergütung

Euro
	Nebentätigkeit

a) genehmigt am

b) angezeigt am

c) Verlangen,

    Vorschlag,

    Veranlassung

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


 FORMCHECKBOX 

folgende genehmigungspflichtige und/oder nach § 51 Abs. 1 Nrn. 2, 3 oder 4b LBG nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes gegen Vergütung ausgeübt:

	Lfd.

Nr.
	Art der Nebentätigkeit
	Dauer

von -bis
	zeitl. Umfang pro Woche
	Auftraggeber
	Vergütung

Euro
	Nebentätigkeit

a) genehmigt am

b) angezeigt am

c) Verlangen,

    Vorschlag,

    Veranlassung

	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     


	Datum:      
	Unterschrift:___________________________






Hinweise:
1.
Die Aufstellung der Nebeneinnahmen ist nach § 53 LBG vorgeschrieben. Sie hat die gewährte Vergütung (§ 11 NtV/§ 10 HNtV) zu umfassen für im Kalenderjahr ausgeübte genehmigungspflichtige  und/oder nach § 51 Abs. 1 Nrn. 2, 3 oder 4b LBG nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes.

2. 
Die Aufstellung ist nur vorzulegen, wenn die im Kalenderjahr gewährte Vergütung die in § 15 NtV bzw. § 19 HNtV festgelegte Höchstgrenze übersteigt.

Zu melden ist die Vergütung, die für im Kalenderjahr ausgeübte Nebentätigkeit gezahlt worden oder zu zahlen ist (Zeitraum- oder Bilanztheorie). Wann die Vergütung tatsächlich gezahlt worden ist, ist ohne Belang.

3.
Die Vorlage der Aufstellung befreit nicht von der Verpflichtung, ohne weitere Aufforderung in bestimmten Fällen Teile der Vergütung für Nebentätigkeiten an den Dienstherrn abzuführen (§ 13 NtV).
(Die in Ziffer 1 und 2 genannten §§ sind auf der Rückseite abgedruckt.)

§ 53 LBG

Der Beamte legt am Ende eines jeden Jahres seiner dienstvorgesetzten Stelle eine jeden Einzelfall erfassende Aufstellung über Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie über die Vergütung vor, die er für eine genehmigungspflichtige oder eine nach § 51 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4b LBG nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erhalten hat, wenn diese insgesamt die in der Rechtsverordnung nach § 57 zu bestimmende Höchstgrenze übersteigen.

§ 49 Abs. 1 LBG

(1) Der Beamte bedarf, soweit er nicht nach § 48 zur Übernahme verpflichtet ist, der vorherigen Genehmigung

1.
zur Übernahme einer Vormundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvollstreckung,

2.
zur Übernahme eines Nebenamtes,
3.
zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung, zu einer gewerblichen Tätigkeit, zur Mitarbeit in einem Gewerbebetrieb oder zur Ausübung eines freien Berufes,

4.
zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ einer Gesellschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, soweit diese einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sowie zur Übernahme einer Treuhänderschaft.

§ 51 Abs. 1 LBG

(1) Nicht genehmigungspflichtig ist

1.
die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Beamten unterliegenden Vermögens,

2.
eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit des Beamten,

3.
die mit Lehr- und Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gutachtertätigkeit von Lehrern an öffentlichen Hochschulen, die als solche zu Beamten ernannt sind, und Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten außerhalb der öffentlichen Hochschulen,
4.
die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen der Beamten in


a) Gewerkschaften und Berufsverbänden oder


b) Organen von Selbsthilfeeinrichtungen,
5.
die unentgeltliche Tätigkeit in Organen von Genossenschaften.

§ 10 HNtV / § 11 NtV

(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vorteilen, auch wenn kein Rechtsanspruch darauf  besteht

(2) Als Vergütung gelten nicht der Ersatz von Fahrkosten sowie Tage‑ und Übernachtungsgelder bis zur Höhe des Betrages, den die Reisekostenvorschriften für Beamte in der höchsten Reisekostenstufe für den vollen Kalendertag vorsehen.

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Tage‑ und Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 übersteigen, als Vergütung anzusehen.

§19 HNtV 
Der Beamte hat am Jahresende dem Dienstvorgesetzten eine Aufstellung über die im Kalenderjahr bezogenen Vergütungen aus

1. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst und ihnen gleichstehenden Nebentätigkeiten ohne Rücksicht darauf, ob sie genehmigungspflichtig sind, und

2. Nebentätigkeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes, soweit die Tätigkeiten nach § 49 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 LBG genehmigungspflichtig sind,

vorzulegen, wenn sie insgesamt 5.000 Euro übersteigen. Soweit die Angaben bereits im Rahmen das § 18 gemacht werden, entfällt die Verpflichtung.
§ 15 NtV

Der Beamte hat am Ende eines jeden Jahres seinem Dienstvorgesetzten eine Aufstellung über Nebeneinnahmen vorzulegen, die er für im Kalenderjahr ausgeübte genehmigungspflichtige oder nach § 51 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4b LBG nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes erhalten oder zu erwarten hat, wenn diese insgesamt 1.200 € übersteigen. In der Aufstellung ist jede Nebentätigkeit nach Art, Umfang und Höhe der Vergütung aufzuführen.
